Videoüberwachung der Reeperbahnder Reeperbahn, konkreter Fall.
Eine 36-Jährige Anwohnerin der Reeperbahn in Hamburg wehrt sich gegen die Polizei-Kameras vor ihrer Wohnung. Sie fühlte sich von der Dauerüberwachung der Amüsiermeile in ihrem Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung verletzt:  « Worum es mir geht, ist, dass ich nicht ständig überwacht werde, sobald ich aus dem Haus gehe.  »

- An welches zuständige Gericht der ersten Instanz soll sich diese Frau wenden?

- In welcher Stadt, warum?

- Welchem Weg könnte ihre Klage durch die Instanzen folgen? 

	Vokabelhilfe:
·  öffentlich-rechtlich

·  die Streitigkeiten der Hierarchie Bürger-Staat

·  Der Gerichtsstand

· -in die Berufung gehen, Berufung gegen ein Urteil einlegen

- Revision einlegen

- Revision/Berufung zurückweisen


1. Lesen Sie folgende Auszüge des Urteils des Bundesverwaltungsgerichtes, der entsprechenden Pressemitteilung und der Presseartikel
„Die Klägerin wendet sich gegen eine offene Videoüberwachung der Reeperbahn in Hamburg durch eine vor dem von ihr bewohnten Haus aufgestellte Kamera (…). Die Klägerin ist Mieterin einer Wohnung im zweiten Obergeschoss des Gebäudes mit der Straßenbezeichnung ... Eine der Kameras wurde gegenüber diesem Gebäude an einem Pfahl (…) in ungefähr 4 m Höhe befestigt und erfasste in ihrem Schwenkbereich auch das Wohnhaus der Klägerin einschließlich der von ihr bewohnten Räume.“ Aus BVerwG 6 C 9.11 - Urteil vom 25. Januar 2012

„Mit Schreiben vom 27. März 2006 beantragte die Klägerin bei der Beklagten, Videoaufnahmen durch die Fenster ihrer Wohnung mittels mechanischer Sperren an der Videokamera vor ihrem Haus (z.B. durch Verhüllen mit einer Mülltüte) unmöglich zu machen. Zur Begründung berief sie sich auf ihr Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 13 GG).“ Aus BVerwG 6 C 9.11 - Urteil vom 25. Januar 2012

„Die Klägerin und ihr Anwalt bezweifelten, dass mit den Kameras die Kriminalität auf der Reeperbahn eingedämmt werden kann. "Es würde viel besser helfen, wenn statt einer Kamera ein Polizist da stehen würde", sagte die 36-Jährige (…) Die Hamburger Polizei hatte die Videokameras für 620.000 Euro angeschafft.“ Aus Spiegelonline Grundsatzurteil : Videoüberwachung auf der Reeperbahn ist legal, 25. Januar 2012.

	Vokabelhilfe:
·  Die Überwachung : la surveillance

·  die Mieterin : la locataire

·  Das Obergeschoss : l’étage suppérieur

·  der Pfahl : le poteau

·  befestigen : fixer

·  erfassen : enregistrer, répertorier, saisir,  ici : filmer

· der Beklagte : le défendeur

· sich auf +akk berufen: se référer à, s’appuyer sur


	·  der Schwenkbereich : la plage de rotation de la caméra

·  das Grundrecht : le droit fondamental

·  die Unverletzlichkeit : l’inviolabilité

·  sperren : bloquer

·  bezweifeln : mettre en doute

·  eindämmen : endiguer

· anschaffen : acquérir




2. Fassen Sie die Argumente zusammen, die Sie in der Diskussion vorbringen könnten, um die Klägerin zu verteidigen:

Erstes Argument: ...............................................................................................................................................

...............................................................................................................................................
...............................................................................................................................................

Zweites Argument: .......................................................................................................................................

...............................................................................................................................................

...............................................................................................................................................
..............................................................................................................................................

Arbeitsblatt 3: Gruppe 2: Informationen zur Beklagen

„Die Reeperbahn wurde seit März 2006 durch 12 Videokameras offen polizeilich überwacht. Die verwendeten Kameras können um 360° geschwenkt und variabel geneigt werden, verfügen über eine Zoomfunktion und wurden in der Polizeieinsatzzentrale (PEZ) der Beklagten gesteuert. Dort wurden die Bilder auf eine Monitorwand übertragen, die aus 12 Bildschirmen für die einzelnen Kamerastandorte und einem größeren, mittig angeordneten Bildschirm bestand, auf dem jeweils ein Kamerabild als Großbild aufgeschaltet werden konnte. Die Videobilder wurden durch Mitarbeiter der PEZ täglich 24 Stunden lang überwacht. Zum Schutz der während des Schwenkens erfassten Privatbereiche wurde eine sog. „Schwarzschaltung“ etabliert.“ BVerwG 6 C 9.11 - Urteil vom 25. Januar 2012

„Nach dem über die Datenverarbeitung der Polizei Landesgesetz darf die Polizei unter anderem öffentlich zugängliche Orte mittels Bildübertragung und -aufzeichnung offen beobachten, soweit an diesen Orten wiederholt Straftaten begangen worden sind und Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass dort auch künftig mit der Begehung von Straftaten zu rechnen ist.  Die Bildaufzeichnungen sind spätestens nach einem Monat zu löschen, es sei denn, sie werden zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten von erheblicher Bedeutung oder von Straftaten benötigt oder Tatsachen rechtfertigen die Annahme, dass eine aufgenommene Person künftig Straftaten begehen wird, und die Aufbewahrung zur (...) Bekämpfung von Straftaten mit erheblicher Bedeutung erforderlich ist.“ Aus der Pressemitteilung BVerwG 6 C 9.11 - Urteil vom 25. Januar 2012

„Thomas Borzutzki, Videoexperte der Hamburger Polizei, sagte dagegen: "Natürlich kann man die Reeperbahn mit Personal zupflastern - allein: wir haben die Leute nicht. Dazu ist ja die Technik da." (…)“ Aus Spiegelonline Grundsatzurteil: Videoüberwachung auf der Reeperbahn ist legal, 25. Januar 2012.

	Vokabelhilfe:
·  Die Überwachung : la surveillance

·  verwenden: utiliser

·  schwenken: pivoter

·  der Bildschirm: l’écran

·  übertragen : transmettre des images

·  der Schutz : la protection

·  der Privatbereich: la sphère privée

·  die Schwarzschaltung: le floutage des images

·  die Datenverarbeitung: l’exploitation des données

·  die Aufzeichnung: l’enregistrement


	·  eine Straftat behen : commettre un délit

·  mit+D etwas rechnen : envisager qqch, compter avec

·  die Verfolgung:  poursuite
·  die Ordnundgwidrigkeit: l’infraction
·  benötigen : avoir besoin

·  die Aufbewahrung : la conservation

·  erforderlich : indispensable

·   das Pflaster : le pavé/ mit polizisten zupflaster : mettre un policier sur chaque pavé

·  von erheblicher Bedeutung : d’une importance capitale

· auf/nehmen : filmen




2. Fassen Sie die Argumente zusammen, die Sie in der Diskussion vorbringen könnten, um die Position des Staates zu rechtfertigen.

Argumente: ...............................................................................................................................................

...............................................................................................................................................

Arbeitsblatt 4: Hausarbeit: Zum Verstehen des Urteils 

1. Lesen Sie folgende Texte und fassen Sie in französischer Sprache zusammen, was die verstanden haben.

„In den zwei Vorinstanzen hatte die Mieterin teilweise recht bekommen. Das Verwaltungsgericht und das Oberverwaltungsgericht Hamburg hatten der Polizei untersagt, mit der Videoüberwachung auch die Wohnräume der Klägerin und den Eingangsbereich des Hauses zu erfassen.“ Nach Spiegelonline Grundsatzurteil: Videoüberwachung auf der Reeperbahn ist legal, 25. Januar 2012.
Revision : Zwischen Gefahrenabwehr und Strafverfolgung 

„ In dem Verfahren (beim Bundesverwaltungsgericht) wurde vor allem darüber gestritten, ob die Kameras der Gefahrenabwehr dienen - und damit ihr Einsatz durch ein Polizeidatenschutzgesetz geregelt werden durfte - oder ob sie auch zur Strafverfolgung genutzt werden, was Sache des Bundes wäre (…) Die Überwachung sei auf der Grundlage des Hamburgischen Gesetzes über die Datenverarbeitung der Polizei zulässig. Danach dient die Videoüberwachung und Speicherung von Bildern in erster Linie der Gefahrenabwehr. Da die Reeperbahn ein Schwerpunkt der Straßenkriminalität sei, solle durch die offene Videoüberwachung ein Abschreckungseffekt erzielt werden. Diese Ziele rechtfertigen einen Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung. 

Auch wenn die gespeicherten Bilder der Strafverfolgung dienen könnten, sei diese nicht Primärziel der Maßnahme. "Es ist klar: Es liegt ein Eingriff in das informationelle Selbstbestimmungsrecht vor. Das dient aber dem legitimen Zweck der Strafverfolgungsvorsorge und Gefahrenabwehr", sagte der Vorsitzende Richter des 6. Senats, Werner Neumann.“ Nach Spiegelonline Grundsatzurteil: Videoüberwachung auf der Reeperbahn ist legal, 25. Januar 2012.

„In der Sache verfolgt der Gesetzgeber mit der offenen Videoüberwachung von Brennpunkten der Straßenkriminalität legitime Ziele, nämlich derartige Delikte zu verhüten und Vorsorge für ihre strafrechtliche Verfolgung zu treffen. Diese Ziele rechtfertigen einen Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung in dem hier allein noch streitigen Umfang.“ Aus der Pressemitteilung BVerwG 6 C 9.11 - Urteil vom 25. Januar 2012

2. Übersetzen Sie folgende Sätze ins Deutsche:

1. Le but de la vidéosurveillance est-il la défense contre le danger, la lutte contre la criminalité ? Les caméras de surveillance doivent-elles permettre de rassembler des preuves pour poursuivre ensuite pénalement les auteurs de délits? À Hambourg, un haut lieu de la criminalité urbaine, la vidéosurveillance doit avoir un effet dissuasif, même si cela implique que parfois les droits fondamentaux des citoyens puissent être bafoués.

2. Une habitante de Hambourg, qui ne supportait plus de se sentir observée à chaque fois qu’elle sortait de chez elle, a d’ailleurs porté plainte. Elle affirmait également que son appartement était filmé par des caméras de surveillance, ce qui allait à l’encontre du droit fondamental relatif à l’inviolabilité des habitations. 

3. D’après une décision de la cour administrative fédérale, la Reeperbahn peut être surveillée par des caméras. La surveillance des lieux publics est légale, même si les citoyens se sentent limités dans leurs droits.

Passivform: 

werden + infinitif: elle est filmée par des caméras: Sie wird von Kameras gefilmt

Relativpronomen: 
	Nominativ         der, die, das, die

Akkusativ          den, die, das, die

Dativ                  dem, der, dem, denen

Genitiv               dessen, deren, dessen, deren


Anhang 1: Pressemitteilung Nr. 6/2012, BVerwG 6 C 9.11, 25.01.2012

Videoüberwachung der Reeperbahn zulässig

Das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig hat heute entschieden, dass die offene Videoüberwachung der Reeperbahn in Hamburg auf der Grundlage des Hamburgischen Gesetzes über die Datenverarbeitung der Polizei zulässig ist.

Nach diesem Landesgesetz darf die Polizei unter anderem öffentlich zugängliche Orte mittels Bildübertragung und -aufzeichnung offen beobachten, soweit an diesen Orten wiederholt Straftaten begangen worden sind und Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass dort auch künftig mit der Begehung von Straftaten zu rechnen ist. Die Bildaufzeichnungen sind spätestens nach einem Monat zu löschen, es sei denn, sie werden zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten von erheblicher Bedeutung oder von Straftaten benötigt oder Tatsachen rechtfertigen die Annahme, dass eine aufgenommene Person künftig Straftaten begehen wird, und die Aufbewahrung zur vorbeugenden Bekämpfung von Straftaten mit erheblicher Bedeutung erforderlich ist.

Auf dieser Grundlage installierte die Polizei auf der Reeperbahn zwölf Videokameras. Sie können um 360° geschwenkt und variabel geneigt werden. Die Kameras verfügen über eine Zoomfunktion. Sie werden in der Polizeieinsatzzentrale gesteuert. Dorthin werden die Bilder auf eine Monitorwand übertragen, die aus zwölf Bildschirmen für die einzelnen Kamerastandorte und einem größeren Bildschirm besteht, auf den jeweils ein Kamerabild als Großbild aufgeschaltet werden kann. Die Videobilder werden durch Mitarbeiter der Polizeieinsatzzentrale täglich 24 Stunden lang überwacht.

Die Klägerin ist Mieterin einer Wohnung in einem Haus an der Reeperbahn. Gegenüber diesem Haus ist eine der Kameras an einem Pfahl auf dem Mittelstreifen der Reeperbahn in etwa vier Meter Höhe befestigt. Sie erfasst in ihrem Schwenkbereich das Wohnhaus und den davor liegenden Straßenraum. Auf die gegen diese Videoüberwachung gerichtete Klage der Klägerin haben das Verwaltungsgericht und das Oberverwaltungsgericht Hamburg der Polizei untersagt, mit der Videoüberwachung auch die Wohnräume der Klägerin und den Eingangsbereich des Hauses zu erfassen.

Im Revisionsverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht ging es deshalb nur noch um die Videoüberwachung des öffentlichen Straßenraums durch die gegenüber dem Wohnhaus der Klägerin installierte Kamera. Insoweit sah das Bundesverwaltungsgericht die Videowachung als rechtmäßig an. Insbesondere besaß der Landesgesetzgeber die Gesetzgebungskompetenz zum Erlass der hier einschlägigen Vorschrift. Die Videoüberwachung nach dem Hamburgischen Gesetz über die Datenverarbeitung der Polizei dient der Gefahrenabwehr und der Strafverfolgungsvorsorge. Soweit die Strafverfolgungsvorsorge betroffen ist, unterfällt diese zwar der konkurrierenden Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes für das Strafverfahren. Der Bund hat aber in der Strafprozessordnung keine Vorschriften erlassen, die den hier inmitten stehenden Sachverhalt abschließend regeln und deshalb einen Zugriff der Länder verhindern. Namentlich die Vorschriften der Strafprozessordnung über die Anfertigung und Aufbewahrung von Lichtbildern zu erkennungsdienstlichen Zwecken sowie über die Observation Tatverdächtiger weisen nach Einsatzzweck und Voraussetzungen bedeutsame Unterschiede zur offenen Videoüberwachung auf. Dass die aufgezeichneten Bilder, soweit nötig, im Strafverfahren verwendet werden können und sollen, macht die offene Videoüberwachung nicht zu einer Maßnahme der Strafverfolgung. In der Sache verfolgt der Gesetzgeber mit der offenen Videoüberwachung von Brennpunkten der Straßenkriminalität legitime Ziele, nämlich derartige Delikte zu verhüten und Vorsorge für ihre strafrechtliche Verfolgung zu treffen. Diese Ziele rechtfertigen einen Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung in dem hier allein noch streitigen Umfang.

BVerwG 6 C 9.11 - Urteil vom 25. Januar 2012

Vorinstanzen:
OVG Hamburg, 4 Bf 276/07 - Urteil vom 22. Juni 2010 -
VG Hamburg, 4 K 2800/06 - Urteil vom 24. Mai 2007 -

Anhang 2: Grundsatzurteil : Videoüberwachung auf der Reeperbahn ist legal   

25. Januar 2012, Spiegelonline

Die Reeperbahn in Hamburg darf laut einer Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes mit Videokameras überwacht werden. Das Urteil hat Signalwirkung: Die Überwachung öffentlicher Plätze ist damit grundsätzlich erlaubt, auch wenn Anwohner sich in ihren Rechten eingeschränkt fühlen.

Leipzig/Hamburg - Das Bundesverwaltungsgericht hat die Videoüberwachung öffentlicher Plätze grundsätzlich für rechtens erklärt. Das Sicherheitsbedürfnis und das Interesse der Polizei an der Verhinderung von Straftaten rechtfertigten Einschnitte in die Grundrechte von Anwohnern und Passanten, entschied das Gericht am Mittwoch in Leipzig.

In dem Verfahren wurde vor allem darüber gestritten, ob die Kameras der Gefahrenabwehr dienen - und damit ihr Einsatz durch ein Polizeidatenschutzgesetz geregelt werden durfte - oder ob sie auch zur Strafverfolgung genutzt werden, was Sache des Bundes wäre. Die Richter folgten mit ihrem Urteil der Argumentation der Hamburger Behörden. Die Überwachung sei auf der Grundlage des Hamburgischen Gesetzes über die Datenverarbeitung der Polizei zulässig. Danach dient die Videoüberwachung und Speicherung von Bildern in erster Linie der Gefahrenabwehr. Da die Reeperbahn ein Schwerpunkt der Straßenkriminalität sei, solle durch die offene Videoüberwachung ein Abschreckungseffekt erzielt werden. Diese Ziele rechtfertigen einen Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung. 

Auch wenn die gespeicherten Bilder der Strafverfolgung dienen könnten, sei diese nicht Primärziel der Maßnahme. "Es ist klar: Es liegt ein Eingriff in das informationelle Selbstbestimmungsrecht vor. Das dient aber dem legitimen Zweck der Strafverfolgungsvorsorge und Gefahrenabwehr", sagte der Vorsitzende Richter des 6. Senats, Werner Neumann. Ein Sprecher der Hamburger Innenbehörde sagte: "Mit dem Urteil sehen wir uns in unserer Rechtsauffassung bestätigt."

Klägerin sah Recht auf informationelle Selbstbestimmung verletzt

Geklagt hatte eine Anwohnerin der Reeperbahn. Die 36-Jährige fühlte sich von der Dauerüberwachung der Amüsiermeile in ihrem Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung verletzt. Sie hatte in Leipzig argumentiert: "Worum es mir geht, ist, dass ich nicht auf Schritt und Tritt überwacht werde, sobald ich aus dem Haus gehe."

In dem Verfahren ging es nur noch um die Videoüberwachung des öffentlichen Straßenraums durch die Kamera, die gegenüber dem Wohnhaus der Klägerin installiert war. In zwei Vorinstanzen hatte die Mieterin teilweise recht bekommen. Das Verwaltungsgericht und das Oberverwaltungsgericht Hamburg hatten der Polizei untersagt, mit der Videoüberwachung auch die Wohnräume der Klägerin und den Eingangsbereich des Hauses zu erfassen.

Der Frau reichte das jedoch nicht aus, sie forderte in Leipzig auch einen Stopp der Überwachung des öffentlichen Straßenraums vor dem Wohnhaus. Ihre Klage scheiterte zwar nun in diesem letzten Punkt. "Das Urteil bedeutet für mich, dass ich weiter auf der Straße überwacht werden kann und dass mein Bewegungsprofil ein Abfallprodukt der Videoüberwachung ist", sagte sie. Hamburg hatte allerdings bereits nach dem Urteil der Vorinstanz 2010 alle zwölf Kameras abgeschaltet, da das Schwärzen aller erfassten Hauseingänge und Fenster die Überwachung insgesamt sinnlos gemacht hätte.

Kameras 2006 installiert

Die Klägerin und ihr Anwalt bezweifelten, dass mit den Kameras die Kriminalität auf der Reeperbahn eingedämmt werden kann. "Es würde viel besser helfen, wenn statt einer Kamera ein Polizist da stehen würde", sagte die 36-Jährige. Thomas Borzutzki, Videoexperte der Hamburger Polizei, sagte dagegen: "Natürlich kann man die Reeperbahn mit Personal zupflastern - allein: wir haben die Leute nicht. Dazu ist ja die Technik da."

Die Polizei hatte die Reeperbahn - ein Kriminalitätsbrennpunkt - seit 2006 mit zwölf Kameras überwacht. Die aufgezeichneten Bilder wurden 30 Tage lang gespeichert. Die Geräte können in alle Richtungen geschwenkt werden und per Zoom sogar Detailvergrößerungen in Polizeireviere übertragen, von wo aus die Kameras gesteuert werden. Die Hamburger Polizei hatte die Videokameras für 620.000 Euro angeschafft. Bei Bedarf, etwa bei Fußballspielen, können sie jederzeit wieder angeschaltet werden. Wie es mit den Kameras nun langfristig weitergeht, ist noch offen. Derzeit sind sie senkrecht nach unten auf die Straße gerichtet. Bundesweit gibt es in etwa 30 Städten ähnliche Überwachungseinrichtungen wie auf der Reeperbahn.

Anhang 3: Urteil BVerwG 6 C 9.11, 25.01.2012

(distribué à part)
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